
 

 

 

 

SATZUNG 
der Ingenieurkammer des Saarlandes 

 

 
 

 

 

 

 

Beschlossen von der Mitgliederversammlung am 14. Juni 2005 (Amtsbl. S. 465) zuletzt 

geändert am 29. November 2023 (Deutsches Ingenieurblatt – Regionalbeilage Saar-

land, Januar/Februar, S. 6). 
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A B S C H N I T T I – M I T G L I E D E R A N G E L E G E N H E I T E N 

 

§ 1 

(1) Die Mitglieder der Ingenieurkammer des Saarlandes haben Sitz und Stimme in der Mitglie-

derversammlung. Juniormitglieder haben in der Mitgliederversammlung weder Antrags- 

noch Stimmrecht. 

(2) Die Mitglieder, ausgenommen die Juniormitglieder, sind nach Maßgabe der Wahlordnung 

wahlberechtigt und wählbar. Die Wahlordnung ist Bestandteil der Hauptsatzung (Anlage). 

 

§ 2 

(1) Die Mitglieder, ausgenommen die Juniormitglieder, sind zur Erfüllung der Kammeraufga-

ben zur ehrenamtlichen Mitarbeit verpflichtet, soweit nicht wichtige Gründe entgegenste-

hen. 

(2) In Ausübung ihres Berufes haben sie die geltenden Gesetze und die Berufspflichten ein-

zuhalten. 

(3) Die Mitglieder haben über Kammerangelegenheiten, die ihnen aufgrund ihrer Mitglied-

schaft bekannt werden, Dritten gegenüber Stillschweigen zu bewahren, wenn die Art der 

Angelegenheit es erfordert. Insbesondere sind sie zur Geheimhaltung der Kenntnisse über 

die privaten und beruflichen Verhältnisse anderer Kammermitglieder und sonstiger Perso-

nen, die sie in Ausübung eines Ehrenamtes erlangt haben, verpflichtet. Die Verschwiegen-

heitspflicht gilt vor allem auch für die Mitglieder der Organe der Ingenieurkammer, ihrer 

Ausschüsse und Einrichtungen anderer Art; weiter für die Hilfskräfte der Kammer und etwa 

hinzugezogene Sachverständige. Die Verschwiegenheitspflicht besteht nach Beendigung 

der Tätigkeit fort. Sie gilt nicht für Mitteilungen im amtlichen Verkehr und über Tatsachen, 

die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

(4) Durch Erbschein ausgewiesene Erben eines verstorbenen Kammermitgliedes können 

beim Kammervorstand um Unterstützung nachsuchen. Insbesondere soll der Kammer-

vorstand ein der Fachgruppe des Verstorbenen zugehöriges Mitglied benennen, das ab-

zuwickeln bereit ist; evtl. diesem entstehende Kosten sind von den Erben zu tragen. 

 

§ 3 

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet der Kammer die Angaben zu machen, die zur Feststellung 

der Beitragsverpflichtung und zur Zugehörigkeit zu einer Fachgruppe erforderlich sind. 

(2) Die Mitglieder sind verpflichtet, der Kammer die für ihre Arbeit notwendigen Adressen 

(Wohnsitze, berufliche Niederlassung, Dienst- oder Beschäftigungsorte) anzugeben und 

betreffende Änderungen innerhalb eines Monats mitzuteilen. Kosten, die der Kammer 

durch erforderliche Nachforschungen entstehen, hat das Kammermitglied zu ersetzen. 

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet der Kammer auf Verlangen Auskünfte zu erteilen oder 

Nachweise zu führen, die dieser erlauben, das berufsgerechte Verhalten zu beurteilen. 
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(4) Mitglieder, die in die Listen der Beratenden Ingenieurinnen und der Beratenden Ingenieure 

eingetragen sind, haben der Kammer unverzüglich den Beginn und die Beendigung einer 

gemeinsamen Berufsausübung mit anderen anzuzeigen. Dabei sind der Kammer insbe-

sondere die Rechtsform, der Sitz des Zusammenschlusses – bei einer Handels- oder Part-

nerschaftsregistereintragung unter Angabe des zuständigen Registergerichts und der Re-

gisternummer – und die Namen der Gesellschafter oder Partner sowie im Falle einer Ge-

sellschaft mit beschränkter Haftung der oder die Geschäftsführerin oder Geschäftsführer 

und im Falle einer Aktiengesellschaft die Vorstandsmitglieder anzugeben. 

(5) Bei Ausscheiden eines Mitglieds zieht der Vorstand die über die Mitgliedschaft ausge-

stellte Urkunde und den Kammerrundstempel ein. Die Mitglieder sind zur Rückgabe ver-

pflichtet. 

 

A B S C H N I T T I I - M I T G L I E D E R V E R S A M M L U N G 

 

§ 4 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident der Kammer bestimmt im Benehmen mit dem Vorstand 

Ort und Zeit der Mitgliederversammlung. Sie muss mindestens einmal im Jahr einberufen 

werden. 

(2) Zur Mitgliederversammlung lädt die Präsidentin oder der Präsident in Textform mit einer 

Frist von vier Wochen unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Für den Fall, dass die Ein-

ladungen auf dem Postweg versandt werden, genügt zur Fristwahrung die Aufgabe der 

Einladungen bei der Post. Der Vorstand stellt die Tagesordnung auf. Anträge, die von 

Fachgruppenvorsitzenden gestellt oder von mindestens 10 Kammermitgliedern unter-

stützt werden, sind in die Tagesordnung aufzunehmen, wenn sie zwei Wochen vor der 

Mitgliederversammlung bei der Präsidentin/dem Präsidenten in Textform eingereicht wer-

den. Diese neuen Tagesordnungspunkte sind allen Mitgliedern unverzüglich bekannt zu 

geben, wobei Satz 1 entsprechend gilt. 

(3) Vor Beschlussfassung über einen neuen Tagesordnungspunkt ist Gelegenheit zur Aus-

sprache zu geben. Die Rednerfolge bestimmt sich aus der Reihenfolge der Wortmeldun-

gen, jedoch haben solche zur Geschäftsordnung Vorrang. Dem/der Vertreter/in der Auf-

sichtsbehörde ist jederzeit das Wort zu erteilen. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 

Eine Enthaltung gilt als nicht abgegebene Stimme. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag 

abgelehnt. Beschlüsse über die Hauptsatzung, die Beitragsordnung und die Kostenord-

nung sowie zur vorzeitigen Abberufung von Mitgliedern des Vorstandes bedürfen einer 

Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Die Mitglieder-

versammlung ist nicht öffentlich. Auf Beschluss des Vorstandes können Gäste an der Mit-

gliederversammlung teilnehmen. Die teilnehmenden Gäste sollen den Mitgliedern in der 

Einladung angezeigt werden. Über den Verlauf der Mitgliederversammlung, die gefassten 

Beschlüsse und das Ergebnis der Abstimmungen ist ein Protokoll aufzunehmen. Es ist 

von dem/der Leiter/in der Mitgliederversammlung und dem/der Protokollführer/in zu un-

terzeichnen. Beschlüsse sind den Mitgliedern schriftlich bekannt zu geben. Die schriftliche 

Bekanntgabe soll bei der nicht genehmigungsbedürftigen Beschlüssen binnen sechs Wo-

chen nach der Versammlung, bei genehmigungsbedürftigen Beschlüssen binnen sechs 

Wochen nach Erteilung der Genehmigung erfolgen. 
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A B S C H N I T T I I I - V O R S T A N D 

 

§ 5 

(1) Der Vorstand wird von den stimmberechtigten Mitgliedern der Mitgliederversammlung 

gem. § 40 SAIG gewählt. Das Nähere regelt die Wahlordnung. Der Vorstand besteht aus 

5 Mitgliedern: dem/der Präsident/in, dem/der Vizepräsident/in und 3 Beisitzern/innen. Min-

destens 3 Vorstandsmitglieder müssen Pflichtmitglieder sein, von diesen wiederum müs-

sen 2 Personen Beratende Ingenieure/innen sein. Ein Vorstandsmitglied soll in einem 

Dienstverhältnis stehen. 

(2) Dem Vorstand der Ingenieurkammer dürfen als deren Organ nur Kammermitglieder ange-

hören. Die in den Vorstand berufenen Mitglieder sind zur Annahme und Ausübung ihres 

Amtes verpflichtet, soweit nicht ein wichtiger Grund entgegensteht. Die Pflicht zur Aus-

übung des Amtes dauert bis zum Amtsantritt eines neuen Mitgliedes. Angehörige der Auf-

sichtsbehörde, die mit der Aufsicht über die Ingenieurkammer befasst sind, dürfen nicht 

Mitglied des Vorstandes sein. 

(3) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, ist für den Rest der Amts-

zeit in der nächstfolgenden Mitgliederversammlung eine Nachwahl vorzunehmen. 

(4) Vorstandsmitglieder bleiben im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind. 

 

A B S C H N I T T I V – A U F G A B E N D E S V O R S T A N D E S 

 

§ 6 

(1) Der Kammervorstand führt die Geschäfte der Ingenieurkammer. 

(2) Der Vorstand wird von der Präsidentin oder dem Präsidenten jeweils nach Bedarf einbe-

rufen. Die Einladung soll in Textform mit einer Frist von mindestens einer Woche unter 

Mitteilung der Tagesordnung erfolgen. In Eilfällen kann auch fernmündlich oder auf elekt-

ronischem Weg ohne Ladungsfrist eingeladen werden, wenn kein Vorstandsmitglied wi-

derspricht; unter den gleichen Voraussetzungen können Vorstandsbeschlüsse im Umlauf-

verfahren auch telefonisch oder auf elektronischem Weg gefasst werden. 

(3) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder anwesend sind. 

Beschlüsse werden in einfacher Mehrheit gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 

Stimme der/des Vorsitzenden. 

(4) Die Vorstandssitzungen sind nicht öffentlich. Wenn der Vorstand Angelegenheiten berät, 

die insbesondere eine Fachgruppe betreffen, so ist die/der Vorsitzende zur Vorstandssit-

zung einzuladen. 

(5) Die Beschlüsse sind zu protokollieren. Das Protokoll ist von der/dem Vorsitzenden zu un-

terzeichnen und soll den Mitgliedern des Vorstandes binnen zwei Wochen nach der Sit-

zung übersandt werden. 

(6) Der Vorstand kann zur Vorbereitung oder zur Erledigung einzelner Aufgaben Arbeitsgrup-

pen aus Kammerangehörigen bilden oder Kammerangehörige als Referenten bestellen. 

(7) Der Vorstand hat für jedes Rechnungsjahr der Mitgliederversammlung Rechnung zu legen 

und um Entlastung nachzusuchen. Die Rechnungslegung hat sich auf die Haushaltsein-

nahmen, auf Haushaltsausgaben sowie auf die von der Kammer bewirtschafteten sonsti-

gen Mittel zu erstrecken. 
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(8) Der Vorstand bestellt die Mitglieder des Eintragungsausschusses - § 44 SAIG -. 

(9) Der/die Justitiar/in und der/die Geschäftsführer/in nehmen mit beratender Stimme an den 

Vorstandssitzungen teil, soweit nicht ihre eigenen Angelegenheiten behandelt werden. 

 

§ 6 a 

(1) Der Vorstand der Kammer entscheidet über den Aufnahmeantrag eines freiwilligen Mit-

gliedes. 

(2) Der Antrag auf Aufnahme als freiwilliges Mitglied muss mindestens Angaben enthalten 

über den Namen, die Zeit und den Ort der Geburt, die Staatsangehörigkeit, den Wohnsitz, 

den Ort einer Niederlassung bei selbständiger Tätigkeit, den Ort der überwiegenden Be-

schäftigung bei angestellter Tätigkeit, und die Fachrichtung der antragstellenden Person 

sowie über die Zahl und die Art der beigefügten Unterlagen. Abschriften oder Ablichtungen 

von Urschriften der Unterlagen müssen gemäß § 33 des Saarländischen Verwaltungsver-

fahrensgesetzes vom 15. Dezember 1976 (Amtsbl. S. 1151), zuletzt geändert durch Artikel 

1 des Gesetzes vom 16. März 2010 (Amtsbl. I S. 64), in der jeweils geltenden Fassung 

beglaubigt sein. Für Anträge und Unterlagen in einer fremden Sprache gilt § 23 des Saar-

ländischen Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

(3) Dem Eintragungsantrag sind beizufügen: 

1. ein amtliches Führungszeugnis, das nicht älter als drei Monate sein soll, 

 

2. eine Erklärung, dass keine der in § 24 SAIG genannten Gründe vorliegen, die der Ein-

tragung entgegenstehen können, 

 

3. zum Nachweis der Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung "Ingenieurin" 

oder "Ingenieur" 

 

a) das Zeugnis über die erfolgreiche Abschlussprüfung an einer der in § 1 Absatz 1 

Nummer 1 des Ingenieurgesetzes vom 17. Dezember 2009 (Amtsbl. I S. 1826), 

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Oktober 2012 (Amtsbl. I S. 

437), in der jeweils geltenden Fassung genannten Einrichtungen oder 

 

b) die Verleihungsurkunde in den Fällen des § 1 Absatz 1 Nummer 2 des Ingenieur-

gesetzes oder 

 

c) die Bestätigung in den Fällen des § 1 Absatz 1 Nummer 3 des Ingenieurgesetzes 

oder 

 

d) der Genehmigungsbescheid in den Fällen des § 2 Absatz 1 und 5 des Ingenieur-

gesetzes oder 

 

e) die Urkunde über den an einer ausländischen Hochschule erworbenen akademi-

schen Grad des Ingenieurs in den Fällen des § 2 Absatz 6 des Ingenieurgesetzes. 

(4) Reichen die vorgelegten Unterlagen zur Entscheidung nicht aus, so kann der Vorstand 

verlangen, dass sie ergänzt, insbesondere dass weitere Nachweise vorgelegt werden. 

Der Vorstand kann auch Zeuginnen, Zeugen oder Sachverständige beiziehen und das 

persönliche Erscheinen der betroffenen Personen anordnen.“ 
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§ 6 b 

(1) Der Vorstand der Kammer entscheidet über den Aufnahmeantrag eines Juniormitgliedes. 

(2) Der Antrag auf Aufnahme als Juniormitglied muss mindestens Angaben enthalten über 

den Namen, die Zeit und den Ort der Geburt, die Staatsangehörigkeit, den Wohnsitz, den 

Studienort und die Fachrichtung der antragstellenden Person sowie über die Zahl und die 

Art der beigefügten Unterlagen. § 6 a Absatz 2 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. 

(3) Dem Eintragungsantrag ist eine aktuelle Immatrikulationsbescheinigung über ein Studium 

in einer technischen oder naturwissenschaftlichen Fachrichtung beizufügen. 

(4) § 6 a Absatz 4 gilt entsprechend 

 

A B S C H N I T T V – P R Ä S I D E N T / I N – V I Z E P R Ä S I D E N T / I N 

 

§ 7 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident der Kammer ist die oder der Vorsitzende des Vorstan-

des. Im Verhinderungsfalle wird sie oder er durch die Vizepräsidentin oder den Vizepräsi-

denten vertreten. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestimmt die Tagesordnung von Vorstandssitzungen 

und beruft diese ein. 

 

§ 8 

(1) Die Präsidentin oder der Präsident leitet die Sitzung. Sie oder er erläutert die Verhand-

lungsgegenstände, leitet die Aussprache und die Beschlussfassung. Sie oder er erteilt das 

Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen, zur Geschäftsordnung auch außerhalb. Die 

Präsidentin oder der Präsident kann selbst jederzeit und außerhalb der Rednerfolge das 

Wort ergreifen oder es einer oder einem zur Sitzung hinzugezogenen Sachverständigen 

oder einer Dienstkraft der Kammer erteilen. 

(2) Der Präsidentin oder dem Präsidenten obliegt es, 

1. die Beschlüsse der Mitgliederversammlung und des Kammervorstandes auszuführen; 

2. dringliche Angelegenheiten, die keinen Aufschub dulden und dem Kammervorstand 

nicht vorher zur Beschlussfassung vorgelegt werden können, selbständig zu erledigen 

und hierüber dem Kammervorstand in der nächsten Sitzung zu berichten. 

 

§ 9 

(1) Der Präsident/die Präsidentin, im Verhinderungsfall der Vizepräsident/die Vizepräsidentin 

vertritt die Kammer gerichtlich und außergerichtlich. 

(2) Mit Ausnahme der Geschäfte der laufenden Verwaltung bedürfen Erklärungen, durch die 

die Kammer vermögensrechtlich verpflichtet werden soll der Schriftform. Sie sind von dem 

Präsidenten/der Präsidentin, im Verhinderungsfall Vizepräsidenten/Vizepräsidentin zu un-

terzeichnen. 
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§ 10 

Die Präsidentin oder der Präsident kann Dienstkräften der Kammer generell, Sachverständi-

gen oder Kammermitgliedern, die mit einer besonderen Aufgabe betraut sind, im Einzelfall die 

Teilnahme an Vorstandssitzungen gestatten. Die Teilnahme sonstiger Dritter bedarf der vorhe-

rigen Zustimmung durch Vorstandsbeschluss. 

 

A B S C H N I T T V I – G E S C H Ä F T S F Ü H R U N G D E R K A M M E R 

 

§ 11 

(1) Der Vorstand kann eine Geschäftsführerin oder einen Geschäftsführer bestellen, die/der 

für die Geschäfte der laufenden Verwaltung zuständig ist. 

(2) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung der Kammer werden nach den Weisungen des 

Vorstandes von den für die Geschäftsführung bestellten Personen geführt. Weitere 

Dienstkräfte können nach Bedarf angestellt werden. Die für die Geschäftsführung verant-

wortlichen Personen sind für die gewissenhafte Erfüllung der ihnen obliegenden Aufgaben 

verpflichtet. 

(3) Die Kammer kann sich von Mitgliedern deren Dienstkräfte gegen Kostenerstattung zur 

Verfügung stellen lassen. Diese sind dann besonders zur Verschwiegenheit zu verpflich-

ten. 

(4) Die Kammer kann sich der Dienste Dritter aufgrund Dienst- oder Werkvertrages bedienen. 

Der Abschluss solcher Verträge, es sei denn, dass er im Rahmen der Führung der Ge-

schäfte der laufenden Verwaltung erfolgt, bedarf der Zustimmung des Vorstandes ebenso 

wie der Abschluss von Arbeitsverträgen. 

(5) Der/die Justitiar/in soll in den Sitzungen die rechtlichen und sachlichen Gesichtspunkte 

vortragen, die einer Beschlussfassung entgegenstehen können. Die rechtlichen Einwen-

dungen sind in den entsprechenden Niederschriften aufzunehmen oder sonst aktenkundig 

zu machen, soweit ein Verstoß gegen Gesetz oder Satzung geltend gemacht wird. 

 

§ 12 

Die Präsidentin oder der Präsident ist die oder der Vorgesetzte der Dienstkräfte der Kammer. 

Gegenüber Dritten, die außerhalb eines Arbeitsverhältnisses für die Kammer tätig sind, ist sie 

oder er zu Weisungen befugt. 

 

§ 13 

Das Geschäfts- und Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. Der Vorstand hat alljährlich über die 

zur Erfüllung der Aufgaben der Kammer erforderlichen Arbeiten und deren Deckung einen 

Haushaltsplan aufzustellen. Der Haushaltsplan ist durch die Mitgliederversammlung zu verab-

schieden. 

 

§ 14 

Der Sitz der Kammergeschäftsstelle ist Saarbrücken. 
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A B S C H N I T T V I I – F A C H G R U P P E N 

 

§ 15 

(1) Die Mitglieder der Kammer gehören Fachgruppen an. 

(2) Die Kammer bildet gem. § 41 SAIG folgende Fachgruppen: 

1. Hoch- und Industriebau (Bauvorlageberechtigte) 

 

2. Konstruktiver Ingenieurbau/Tragwerksplanung/ Geotechnik 

 

3. Technische Ausrüstung 

 

4. Verkehrs- und Vermessungswesen, sowie Stadtplanung 

 

5. Wasser- und Abwasserwesen, Abfallbeseitigung 

(3) Die Mitgliedschaft zur Fachgruppe bestimmt sich nach der Fachrichtung, in der der Beruf 

des Kammermitglieds ausgeübt wird. Wird der Beruf in mehreren Fachrichtungen ausge-

übt, kann das Mitglied durch schriftliche Erklärung gegenüber der Kammer bestimmen, 

welcher Fachgruppe es angehören will. Mitgliedschaft in mehreren Fachgruppen ist nicht 

möglich. 

(4) Die Berufsausübung ist nicht auf den Tätigkeitsbereich der Fachgruppe beschränkt, der 

das Mitglied angehört. Jedes Mitglied hat das Recht, mit beratender Stimme an den Sit-

zungen anderer Fachgruppen teilzunehmen und die Kammerveröffentlichungen anderer 

Fachgruppen zu beziehen; es muss dieses der Kammergeschäftsstelle gegenüber schrift-

lich mitteilen. 

 

§ 16 

(1) Die Mitglieder der Fachgruppe bilden die Fachgruppenversammlung. Sie wird bei Bedarf, 

mindestens einmal jährlich von der Fachgruppenvorsitzenden oder dem Fachgruppenvor-

sitzenden mit einer Ladungsfrist von mindestens drei Wochen unter Bekanntgabe der Ta-

gesordnung in Textform einberufen. Nicht zur Fachgruppe gehörende Kammermitglieder, 

die den Wunsch zur Teilnahme an Fachgruppenversammlungen der/dem Fachgruppen-

vorsitzenden schriftlich erklärt haben, sind ebenfalls einzuladen. 

(2) Die Fachgruppenversammlung ist einzuberufen, wenn mindestens ein Viertel deren Mit-

glieder dies schriftlich unter Nennung der Tagesordnung bei der/dem Vorsitzenden bean-

tragt. 

(3) Aufgabe der Fachgruppe ist es, Fachgruppeninteressen gegenüber dem Vorstand der 

Kammer zu vertreten und diesen bei Bedarf zu beraten. 
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§ 17 

(1) Die Fachgruppe wählt für die Dauer der Amtszeit des Vorstandes aus ihrer Mitte den/die 

Fachgruppenvorsitzende/n und eine/n Stellvertreter/in. Juniormitglieder sind nicht wählbar 

und nicht wahlberechtigt. 

(2) Die/der Fachgruppenvorsitzende führt den Vorsitz in den Fachgruppenversammlungen. 

Über die gefassten Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen und den Mitgliedern spä-

testens vier Wochen nach der Versammlung zuzustellen. 

(3) Die Präsidentin/der Präsident ist durch Überlassung einer Einladungskopie von Sitzungs-

terminen und Tagesordnung zu unterrichten. Sie/er erhält auch eine Versammlungsnie-

derschrift. 

(4) Zur ersten Fachgruppensitzung lädt die Präsidentin/der Präsident ein und leitet sie bis zur 

Wahl der/des Fachgruppenvorsitzenden. 

 

A B S C H N I T T V I I I – A U S S C H Ü S S E 

 

§ 18 

Die Mitgliederversammlung bildet die Ausschüsse und ist zuständig für die Wahl deren Mitglie-

der mit Ausnahme des Eintragungsausschusses. Bei Bedarf kann auch der Vorstand weitere 

Ausschüsse bilden und besetzen. Die Ausschüsse können bei Bedarf Sachverständige hinzu-

ziehen. In den Ausschüssen sollen nach Erforderlichkeit die Fachgruppen vertreten sein. Die 

Mitgliederzahl soll die Anzahl der Fachgruppen nicht überschreiten. Die Ausschüsse haben 

die Aufgabe, die in ihren Bereich fallenden Angelegenheiten für die Kammer und insbesondere 

auch für den Vorstand vorzubereiten. Sie werden für die Dauer der Amtszeit des Vorstandes 

gewählt. Sie wählen aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n und Stellvertreter/in. Die Tätigkeit ist 

bis zur Neuwahl eines/einer Nachfolgers/Nachfolgerin auszuüben. Die Ausschüsse sind be-

schlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Be-

schlüsse werden mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Eine Enthaltung gilt als 

nicht abgegebene Stimme. Über die Sitzung ist eine Niederschrift anzufertigen; diese ist 

dem/der Präsidenten/Präsidentin zuzusenden. Für Einberufung und Beschlussfassung gelten 

die Bestimmungen für Vorstandssitzungen entsprechend. 

 

§ 19 

Die Mitglieder des Kammervorstandes, der Ausschüsse, der Arbeitsgruppen, Sachverständige 

und Referenten aus dem Kreis der Mitglieder sind ehrenamtlich tätig. Sie erhalten eine Ent-

schädigung und Erstattung der Auslagen entsprechend der Entschädigungsregelung. 

 

A B S C H N I T T I X – R E C H N U N G S P R Ü F U N G 

 

§ 20 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt zwei Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer und 

für den Fall der Verhinderung zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter für die Dauer der 

Amtszeit des Vorstandes. 

(2) Für die Wahl der Rechnungsprüferinnen oder Rechnungsprüfer ist die Wahlordnung an-

zuwenden. 
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A B S C H N I T T X – E H R U N G E N 

 

§ 21 

(1) Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung 

a) die Verdienste ausgeschiedener Präsidenten/Präsidentinnen der Kammer durch deren 

Ernennung zu Ehrenpräsidenten/Ehrenpräsidentinnen würdigen, 

 

b) besonders verdiente Kammermitglieder zu Ehrenmitgliedern ernennen. 

 Die Beschlussfassung erfolgt ohne Aussprache. 

(2) Der Vorstand kann durch einstimmigen Beschluss seiner Mitglieder besondere Verdienste 

um die Kammer durch Kammermitglieder oder Dritte durch die Überreichung einer Ehren-

nadel nebst Urkunde würdigen. 

(3) Ehrenpräsidentinnen oder Ehrenpräsidenten und Ehrenmitglieder sind von der Beitrags-

pflichtbefreit. 

 

A B S C H N I T T X I – B E K A N N T M A C H U N G E N 

 

§ 22 

Die Bekanntmachungen, insbesondere Satzungen und Ordnungen, der Ingenieurkammer des 

Saarlandes werden auf der Internetseite der Ingenieurkammer des Saarlandes (www.ing-saar-

land.de) veröffentlicht. Zusätzlich können diese auf elektronischem Wege (E-Mail) an die Mit-

glieder versendet werden. Eine Bekanntmachung tritt am Tage nach der Einstellung auf der 

Internetseite in Kraft. 

 

A B S C H N I T T X I I – I N-K R A F T-T R E T E N 

 

§ 23 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in Kraft. 


